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Die Region als Keimzelle der europäischen Identität

Leitfragen: Warum brauchen wir ein Europa der Regionen - wir haben doch heute das Europa der Europäischen Union? Können sich die Bürger nicht mit diesem Europa identifizieren? 

Die Geschichte der Menschheit ist sehr oft nichts anderes als die materielle Realisierung von Visionen. In Form von Visionen werden die politischen Formen von ihren gesellschaftlichen Unterlagen getrennt und verselbständigt. 

Der Unterschied zwischen politischen Visionen, Ideen einerseits und politischen Theorien andererseits wurde sehr präzise von Carl Anton Prinz Rohan XE "Rohan"  verdeutlicht. 1925 schrieb er: 

„Politische Theorien wenden sich an Vernunft und Wille, politische Ideen an das Wesen der Menschen; Theorien schaffen Erkenntnis des Nützlichen, Ideen zeugen Begeisterung, Hingabe, Opfermut (...( Politik ist die Kunst der Schicksalserfüllung, der Geschichtsverwirklichung. Kunst wächst aber nicht auf dem Boden des Intellekts, sondern auf dem der Phantasie und des Herzens.“ 1
Auf dem Boden der Phantasie und des Herzens ist auch die Zukunftsvision Europa entstanden.

 Zu den größten Visionären des 19. Jahrhunderts gehören zweifellos der Italiener Guiseppe Mazzini (1805 – 1872) und der Franzose Victor Hugo (1802 – 1885). Mazzini setzte sich für eine Allianz der europäischen Völker ein. Die einzelnen Völker sollten republikanische Einheitsstaaten bilden und die nationalen Republiken sollten eine Föderation der Europäischen Völker gründen. In seiner 1832 veröffentlichten Schrift „Das Junge Italien“ schrieb Mazzini:

 „Diese Allianz stellt die Zukunft der modernen Gesellschaft dar. Die Zivilisation, an der alle Völker mitgearbeitet haben, bildet ein gemeinsames Erbteil. Wir werden Mitbürger werden, weil wir alle Söhne eines einzigen Vaterlandes sind, nämlich Europas.“ 2
Im Jahre 1851, an einem heißen Julitag fanden in der Französischen Nationalversammlung heftige Debatten statt. Von der Tribüne plädierte ein Abgeordneter für die Gründung einer europäischen Föderation, die den Namen: „Vereinigte Staaten von Europa“ tragen soll. Der Saal antwortete mit Aufregung und dauerndem Lachen. Man hörte Zwischenrufe: „Was für eine Idee, was für eine Dummheit!“ ... Der Redner war der berühmte französische Schriftsteller Victor Hugo. Nach seinen Worten, wird ein Tag kommen, 

„an dem jene beiden ungeheueren Gruppen, die Vereinigten Staaten von Amerika, die Vereinigten Staaten von Europa sich gegenüberstehen werden......“ 3
In seinem Artikel „Zukunft“ vom Jahre 1867 schrieb Victor Hugo, dass es im 20.Jahrhundert keine Kriege zwischen den europäischen Nationen geben wird. Es sollte nur eine zu schaffende „außerordentliche Nation“ – Europa geben. „Die Einheit der ... Münzen, ... der Gesetzgebung wird überall durchgeführt sein.“4
Victor Hugo hat sich in einem Teil seiner Prognose geirrt. Im 20. Jahrhundert wurden die Europäer Zeugen zweier grausamen Kriege. Spätestens nach dem Zweiten Weltkrieg wurde es klar, dass ein neues Modell des Zusammenlebens der europäischen Völker unerlässlich ist. Ein neues System der zwischenstaatlichen Beziehungen musste geschaffen werden, das einen künftigen Krieg auf dem alten Kontinent „materiell“ unmöglich machen sollte.  Die Idee der „Vereinigten Staaten von Europa“ tauchte wieder auf und zwar am 19. September 1946 in Zürich. Vor dem Publikum an der Universität schlug Winston Churchill vor, die „Vereinigten Staaten von Europa“ zu schaffen.

Die heutige Europäische Union ist weit von dieser Vision entfernt.

Bereits das Scheitern der Europäischen Verfassung und die Krise nach den Referenden in Frankreich und den Niederlanden wurde von der Nostalgie nach den guten alten Zeiten begleitet, als jedes der Länder allein die Probleme in den nationalen Grenzen lösen konnte. Nachdem die Verfassung für tot erklärt wurde, konnte man Stimmen hören, die für den Rückkehr zum Modell „Europa der Nationalstaaten“ plädierten. 

In Krisenzeiten hat die Nostalgie nach der nationalen Identität und nach ihren Symbolen beachtliche Konjunktur. Ausdruck dieser Nostalgie ist z.B. die Idee, die Eurozone zu verlassen. Während des Referendums in den Niederlanden für die Europäische Verfassung am 1.06.2005 kam ans Tageslicht auch die Forderung, den Gulden wieder einzuführen. Die einheitliche Währung – der Euro – hat aber nicht nur eine rein wirtschaftliche Funktion. Die Hoffnung war, dass der Euro Teil der sog. europäischen Identität werden kann. Dass der Euro nicht die vorgesehene Rolle spielen konnte liegt daran, dass die D-Mark und Gulden-Zeiten bei den Bürgern die Erinnerung an einer wirtschaftlichen Stabilität hinterlassen haben. Trotz der Behauptungen der offiziellen Statistik, dass die Inflation seit der Einführung des Euro nicht angestiegen ist, verbinden die Leute den Euro mit einer spürbaren Verteuerung und deren Konsequenzen. So hat die einheitliche Währung als identitätsstiftendes Element in der Praxis versagt.

Welche mögliche Lösungen gibt es für Europa der Zukunft? Eine Variante wäre der Rückkehr zum Nationalen auf Kosten der europäischen Idee, die angeblich  diskreditiert ist. Auf dem ersten Blick ist eine solche Entwicklung logisch, wenn man bedenkt, dass die europäische Idee heute ihre alte integrierende Funktion verloren hat. Europa braucht einen Mobilisierungsfaktor, wie es früher die Erhaltung des Friedens oder die wirtschaftliche Prosperität waren. 

Die Renationalisierung ist aber kaum der richtige Schritt. Jeder der europäischen Nationalstaaten ist allein zu schwach, um den politischen Hegemonie Washingtons oder der wirtschaftlichen Offensive Pekings zu widerstehen. In der Geschichte haben die europäischen Völker immer den „gemeinsamen Feind“ gebraucht, um sich als Europäer zu begreifen und ihre nationale Feindschaft zu vergessen. Heute wird diese Funktion exzellent von der Globalisierung erfüllt. Nur Europa als Ganzes kann die neuen Herausforderungen meistern. So haben die Probleme eine europäische, aber keine nationale Lösung. 

Wenn die Europapolitiker dem einfachen Europäer diese Wahrheit nicht vermitteln können, bleibt die Gefahr einer Renationalisierung real. Der illusorischen Vorstellung des Wohlstands unter dem nationalen Dach sollte man mit einer qualitativ neuen Informationsstrategie beantworten. In deren Mittelpunkt sollen die Bürger mit Ihren konkreten Befürchtungen und Problemen stehen. Der frühere Kommissionspräsident Jacques Delors hat einmal gesagt, dass die Zeiten, als bei der Einigung Europas um die Einigung von Staaten ging vorbei sind, heute geht es um die Integration von Bürgern. 

Der neue Reformvertrag, der am 13. Dezember 2007 in Lissabon unterzeichnet wurde und beim Referendum am 12.Juni 2008 in Irland gescheitert ist, enthält viele Zugeständnisse, die den Nationalstaaten gemacht wurden. Alles was eine künftige Föderation andeutet wie z.B. das Wort „Verfassung“ oder Symbole wie Flagge oder Hymne sind vom ursprünglichen Entwurf gestrichen. Auch die Charta der Grundrechte ist in ihrem vollen Text kein Bestandteil des neuen Vertrags. „Europa der Bürger“ wird aber weiterhin propagiert.

Man kann aber nicht „Europa der Bürger“ propagieren und in der Realität „Europa der Nationalstaaten“ festigen. Der französische Schriftsteller Paul Lacroix (1806 – 1884) hat bereits im 19. Jahrhundert geschrieben: „Die Einigung Europas gleicht dem Versuch, ein Omlett zu backen, ohne die Eier zu zerschlagen.“ 5 

Solange die Nationalstaaten in der Europäischen Union ihre Dominanz nicht vollständig verlieren, werden wir weiter von den Visionen entfernt bleiben. Das heutige Europa der Europäischen Union ist immer noch mehr ein „Europa der Nationalstaaten“ als „Europa der Bürger“. Ist das „Europa der Regionen“ nicht der kürzeste Weg, das „Europa der Bürger“ zu schaffen?

Zum Verhältnis zwischen Region und Demokratie 

Zuerst sind hier folgende Leitfragen zu klären: Wie definiert man Demokratie, welche Formen hat sie? Wie verhalten sich Staat und Demokratie einerseits und Region und Demokratie andererseits zueinander? 

Zentrales Element des Demokratiebegriffs ist die Volkssouveränität XE "Volkssouveränität" , die Identität des Volkswillens mit der Staatsgewalt oder die Identität zwischen Regierenden und Regierten, was aber nicht unbedingt bedeutet, dass das Volk unmittelbar die Herrschaft ausübt. In der verbreiteten Form der repräsentativen Demokratie wird die Machtausübung an Repräsentanten delegiert, was eine Kontrolle in Form von Beschränkungen der Herrschaft unentbehrlich macht. Zu den wichtigsten Beschränkungen gehören: die klassische Gewaltenteilung, das Rechtsstaatsprinzip und die Menschenrechte XE "Menschenrechte"  als vorkonstitutionell geltende Größe.

Bei einer demokratischen Ordnung repräsentativer Prägung unterwirft sich der Bürger einer Herrschaft nur unter der Bedingung, dass die Kontrollmechanismen, wie z.B. die Gewaltenteilung, effektiv funktionieren. Abstrahieren wir vom Modell der Gewaltenverschränkung im Falle einer Kompatibilität der Mandaten: Regierungsmitglieder sind gleichzeitig Parlamentarier. Die klassische horizontale Gewaltenteilung wird oft in der Verfassungsrealität stark deformiert im Sinne einer Transformation der Legislative in ein Ausführungsorgan der Exekutive, wobei die Legislative stark von Interesse XE "Interesse" ngruppen und Lobbies beeinflusst wird. Die jeweilige Interessengruppe, z.B. organisiert als Partei, verfügt machtpolitisch über den Parlamentarier, deren Karrierechancen davon abhängig sind.  Die Praxis der Repräsentation führt schließlich zur Bildung einer parlamentarischen Oligarchie, anstelle einer parlamentarischen Demokratie. 

Nach der konservativ-liberalen Sicht wird die Demokratie als Herrschaftsform, genauso wie die Monarchie oder die Aristokratie verstanden. Wichtig dabei ist es zu erwähnen, dass nach dem Prinzip der Repräsentation für eine bestimmte Zeit Macht übertragen wird, wobei die Möglichkeiten seitens der Wähler, die Entscheidungen der Repräsentanten zu beeinflussen, relativ begrenzt sind. „Der zentrale Begriff der repräsentativen Demokratie ist nicht die Volkssouveränität XE "Volkssouveränität" , nicht der Wille, sondern das Amt. Alle verfassungsmäßige Kompetenz ist hier Treuhand, anvertraute Aufgabe, Amtsgewalt, gegeben zum Zwecke der Realisierung der Zwecke des Gemeinwesens.“6 Konstitutiv für die Demokratie als Herrschaftsform ist das Schema der Über- und Unterordnung, die Dichotomie Herrschende - Beherrschte. 

Nach der fundamental-demokratischen Sicht wird Demokratie als Lebensform verstanden, die alle Lebensbereiche umfasst. Als Ziel demokratischer Lebensform wird die Aufhebung der Beherrschung des Menschen durch den Menschen definiert. „Nicht das Amt und die Repräsentativität sind die zentralen Bestimmungsgrößen (...(, sondern Teilung und Kontrolle von Herrschaft einerseits sowie Freiheit XE "Freiheit"  von gesellschaftlichen Zwängen zwecks persönlicher Entfaltung und Freiheit zur gesellschaftlichen Mitbestimmung andererseits, das sind die konstitutiven Grundforderungen.“7

Die Repräsentationsdoktrin als zentrales Dogma des Parlamentarismus geht von der Fiktion des „freien“ Mandates und einer universalen Repräsentation aus. Die Verfassungsrealität kennt aber kein freies Mandat im Sinne einer Unabhängigkeit des Abgeordneten, weil seine Freiheit XE "Freiheit"  lediglich normativ-abstrakt ist. In der Realität ist der Repräsentant in von ihm nicht transzendierbare Interesse XE "Interesse" nkonstellationen eingebunden. Ganz anders sieht das Verhältnis Staat - Demokratie als Lebensform aus. „Akzeptiert man als Ziel jeder Demokratisierung die Aufhebung von Herrschaft über Menschen, glaubt man ferner, dieses Ziel durch Revolution nicht erreichen zu können, dann bleibe als Lösung nur die Mobilisierung vieler Menschen für die Idee der Demokratisierung in allen gesellschaftlichen Bereichen.“8 Mobilisierung der Massen wird als Möglichkeit zur verbindlichen Partizipation am Prozess der Entscheidungsbildung verstanden. 

Selbstverwaltung herrscht erst in diesem Stadium, in dem die Entscheidungsbildung vergesellschaftet wird, was bei Demokratie als Herrschaftsform nicht der Fall ist. Vergesellschaftung der Entscheidungsbildung bedeutet, dass es keine absolute Entscheidungsvollmacht der Herrschenden mehr gibt. Die Subsysteme werden nicht hierarchischer Verfügung überlassen und die Betroffenen können sich selbst organisieren. Ein solches Subsystem stellt die Region dar. 

Je mehr Entscheidungsbefugnisse nach dem Subsidiarität XE "Subsidiarität" sprinzip auf die unteren Ebenen verlagert werden, so dass die unmittelbar Betroffenen an der Ausübung der Funktionen der Macht beteiligt sind, umso weniger bedarf es dieser Macht in ihrer heutigen Form. Der Staat mit seinem bürokratischen Apparat ist oft ein Hindernis für die Realisierung der Idee der Demokratie als Lebensform, weil er seine Souveränität XE "Souveränität"  nach unten sehr ungern abgibt. Während die Demokratie als Herrschaftsform ohne den Staat nicht denkbar ist, so ist die Demokratie als Lebensform nur in einem kleinräumigen Subsystem wie die Region realisierbar. 

Je mehr die Bürger in der Region in der Lage sind, das politische Geschehen zu determinieren, umso mehr entwickelt sich bei Ihnen eine „bewusste Identität“ oder Identifizierung mit den Entscheidungsstrukturen. 

Wie kann eine Europa-Modell, das den Interessen der Regionen  Rechnung trägt, aussehen? 

In erster Linie muss eine gleichberechtigte Stellung verschiedener Subsysteme der Gesellschaft XE "Gesellschaft"  garantiert sein. Dabei wird der noch existierende Nationalstaat XE "Nationalstaat"  mit den Regionen gleichgestellt. Das System XE "System"  der Repräsentation in Form von Völker- Staaten- und Regionenhaus weicht schon auf dieser Etappe in ihrem Wesen von den tradierten parlamentarischen System. Eine weitere logische Entwicklung ist die Abnahme der Rolle des Staatenhauses mit dem Souveränität XE "Souveränität" sverlust der Nationalstaaten nach innen und außen, mit dem Abtreten von Funktionen an andere Subsysteme innerhalb der Föderation. Die Tabelle stellt graphisch das Modell einer Europäischen Föderation neuer Art dar.
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Das Völkerhaus: Die Wahl der Vertreter ist nicht auf nationaler Ebene beschränkt, gewählt werden eine bestimmte Anzahl von Vertretern der europäischen Bevölkerung unabhängig von der Nationalität, dominierende Rolle bei der Wahl spielen nicht national begrenzte Interesse XE "Interesse" n, sondern viel mehr die soziale Komponente (Menschenrechte XE "Menschenrechte"  der 2. Generation).

Das Staatenhaus: Die Anzahl der Vertreter der einzelnen noch existierenden Nationalstaat XE "Nationalstaat" en ist gleich, unabhängig von deren Größe. Nur so ist das Prinzip der Gleichheit der Staaten zu Ende gebracht, Koalitionsbildungen orientieren sich eher an Sach- als an Machtfragen. 

Das Regionenhaus: Vertreter werden unabhängig von der jeweiligen Größe der Region entsandt, gleichberechtigte Einbindung der Regionen in den europäischen Entscheidungsprozeß, Bürgernahe Entscheidungsebene, demokratietheoretische Argumentation: „Demokratie als Lebensform kann sich nur dort entwickeln, wo die Menschen nicht nur von Entscheidungen betroffen sind, sondern diese Entscheidungen unmittelbar und direkt beeinflussen können (...( Der Bürger ist die Zentralinstanz der Demokratie. Die vermittelte Demokratie durch Parteien, die den Staat für ihre Zwecke instrumentalisieren, hat sich gründlich diskreditiert.“ 9
Das so dargestellte Europa-Modell unterscheidet sich grundsätzlich vom Regierungseuropa alter Prägung. Es ist kaum zu erwarten, dass die heutigen europäischen nationalstaatlichen Regierungen daran interessiert sind, dieses neue Modell zu realisieren. 

Das wahre Europa ist ein „Europa der Bürger“ und der Weg dahin führt nicht über „Europa der Nationalstaaten“ sondern über ein „Europa der Regionen“. 
Dr. Emil Popov, Minsk 14.08.2008
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